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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 15/5136, 15/5771 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Sozialgesetzbuches 

§ 1 

Das Gesetz zur Ausführung des Sozialgesetzbuches – 
AGSGB – (BayRS 86-7-A), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 27. Dezember 2004 (GVBl S. 541), wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 wird das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und werden die Worte „und die Be-
zirke“ gestrichen.  

b) Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die kreisfreien Gemeinden und die Landkreise 
sind zuständig für alle Leistungen im Sinn des § 6 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB II.“ 

c) Abs. 4 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4. 

2. Nach Art. 8 wird folgender Art. 8a eingefügt: 

„Art. 8a 
Belastungsausgleich im Jahr 2006 zum Vierten  

Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 

(1) 1Der Freistaat Bayern gewährt den Landkreisen und 
kreisfreien Gemeinden im Jahr 2006 eine Zuweisung 
zu den Belastungen, die ihnen im Jahr 2005 aus dem 
Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt erwachsen sind. 2Die Höhe der Zuwei-
sungsmasse wird im Staatshaushaltsplan festgelegt. 
3Verteilungsmaßstab ist der Anteil eines Landkreises 
oder einer kreisfreien Gemeinde an den ausgleichsfähi-
gen Belastungen aller Landkreise und kreisfreien Ge-
meinden nach Abs. 2 Satz 1 im Jahr 2005. 4Übersteigen 

die im Staatshaushalt bereitgestellten Mittel die aus-
gleichsfähigen Belastungen, werden die übersteigenden 
Mittel so verteilt, dass ein einheitliches Mindestentlas-
tungsniveau je Einwohner entsteht. 

(2) 1Ausgleichsfähige Belastungen eines Landkreises 
oder einer kreisfreien Gemeinde sind nur solche Belas-
tungen, die nach dem Abzug der jeweiligen Entlastun-
gen aus dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt und den Entlastungen aus den 
Auswirkungen auf die Bezirksumlage gemäß Satz 3 
verbleiben. 2Den Bezirken, Landkreisen und kreisfreien 
Gemeinden entstandene Ent- und Belastungen sind un-
ter Berücksichtigung statistischer Daten  

1. zum Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und zum 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch des Jahres 2005, 

2. zum Bundessozialhilfegesetz und zum Grundsiche-
rungsgesetz, jeweils in der bis 31. Dezember 2004 
geltenden Fassung,  

zu ermitteln; dabei sind die Ausgaben nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch um die Bundesleistung nach 
§ 46 SGB II zu mindern und die Daten des Jahres 2004 
mit einem geeigneten Faktor fortzuschreiben, um die 
sich im Fall des Fortgeltens der früheren Rechtslage er-
gebende hypothetische Entwicklung im Jahr 2005 zu 
ermitteln. 3Den Landkreisen und kreisfreien Gemein-
den wird jeweils die sich rechnerisch ergebende Be-
zirksumlageentlastung zugerechnet, die sich aus einer 
vollständigen Weitergabe der den Bezirken im Jahr 
2005 aus dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt erwachsenen Entlastungen auf 
die Kreisebene ergibt; dabei wird die dem einzelnen 
Bezirk zuzurechnende Entlastung nach der Summe der 
Umlagegrundlagen nach Art. 21 Abs. 3 Satz 2 FAG auf 
die Landkreise und kreisfreien Gemeinden aufgeteilt. 

(3) Stellen sich nach der Berechnung der Zuweisung 
nach Abs. 1 im Einzelfall erhebliche Unrichtigkeiten 
heraus, so wird der Ausgleich bei der Berechnung der 
Zuweisung für das nächste Haushaltsjahr  durch Kor-
rektur der dieser Berechnung zu Grunde liegenden Da-
ten vorgenommen. 

(4) 1Der Freistaat Bayern gibt seine im Jahr 2005 aus 
dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt erwachsenen Netto-Entlastungen in die 
Zuweisungsmasse nach Abs. 1. 2Die dem Freistaat 
Bayern entstandenen Entlastungen sind durch Ver-
gleich der Ist-Ausgaben des Freistaates Bayern für das 
Wohngeld im Jahr 2004 mit den Ist-Ausgaben im Jahr 
2005 zu ermitteln; dabei sind die Ist-Ausgaben des Jah-
res 2004 mit einem geeigneten Faktor fortzuschreiben, 
um die sich im Fall des Fortgeltens der früheren 
Rechtslage ergebende hypothetische Entwicklung im 
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Jahr 2005 zu ermitteln. 3Die Entlastungen vermindern 
sich um Mindereinnahmen infolge der anteiligen Belas-
tung des Freistaates Bayern aus der Umschichtung für 
den Ausgleich-Ost (vgl. Art. 29 und 30 des Vierten Ge-
setzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt). 
4Die Höhe des in die Zuweisungsmasse eingehenden 
Netto-Entlastungsbetrags des Freistaates Bayern wird 
im Staatshaushaltsplan festgelegt. 

(5) 1Das Nähere zur Ermittlung der den Landkreisen, 
kreisfreien Gemeinden und Bezirken entstandenen Ent- 
und Belastungen und der Netto-Entlastung des Freistaa-
tes Bayern sowie zur Verteilung und Auszahlung der 
Zuweisungsmasse an die Landkreise und kreisfreien 
Gemeinden wird durch Rechtsverordnung des Staats-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie 
und Frauen im Einvernehmen mit den Staatsministerien 
des Innern und der Finanzen bestimmt. 2Die Berech-
nung und Festsetzung des Belastungsausgleichs obliegt 
dem Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung.“ 

3. Nach Art. 8a wird folgender Art. 8b eingefügt: 

„Art. 8b 
Belastungsausgleich im Jahr 2007 zum Vierten Gesetz 
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt und zu 

den Leistungen an Ausländer, Aussiedler, Spätaussiedler 

(1) 1Der Freistaat Bayern gewährt den Landkreisen und 
kreisfreien Gemeinden im Jahr 2007 eine Zuweisung 
zu den Belastungen, die ihnen im Jahr 2006 aus dem 
Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt sowie aus der zum 1. Januar 2006 erfolgten 
Änderung von Art. 7 und 11 erwachsen sind. 2Die Hö-
he der Zuweisungsmasse wird im Staatshaushaltsplan 
festgelegt. 3Verteilungsmaßstab ist der Anteil eines 
Landkreises oder einer kreisfreien Gemeinde an den 
ausgleichsfähigen Belastungen aller Landkreise und 
kreisfreien Gemeinden nach Abs. 2 Satz 1 im Jahr 
2006. 4Übersteigen die im Staatshaushalt bereitgestell-
ten Mittel die ausgleichsfähigen Belastungen, werden 
die übersteigenden Mittel so verteilt, dass ein einheitli-
ches Mindestentlastungsniveau je Einwohner entsteht. 
(2) 1Ausgleichsfähige Belastungen eines Landkreises 
oder einer kreisfreien Gemeinde sind nur solche Belas-
tungen, die nach dem Abzug der jeweiligen Entlastun-
gen aus dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt und den Entlastungen aus den 
Auswirkungen auf die Bezirksumlage gemäß Satz 3 
verbleiben. 2Den Bezirken, Landkreisen und kreisfreien 
Gemeinden entstandene Ent- und Belastungen sind un-
ter Berücksichtigung statistischer Daten  

1. zum Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und zum 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch des Jahres 2006, 

2. zum Bundessozialhilfegesetz und zum Grundsiche-
rungsgesetz, jeweils in der bis 31. Dezember 2004 
geltenden Fassung,  

zu ermitteln; dabei sind die Ausgaben nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch um die Bundesleistung nach 

§ 46 SGB II zu mindern und die Daten des Jahres 2004 
mit einem geeigneten Faktor fortzuschreiben, um die 
sich im Fall des Fortgeltens der früheren Rechtslage er-
gebende hypothetische Entwicklung in den Jahren 2005 
und 2006 zu ermitteln. 3Den Landkreisen und kreisfrei-
en Gemeinden wird jeweils die sich rechnerisch erge-
bende Bezirksumlageentlastung zugerechnet, die sich 
aus einer vollständigen Weitergabe der den Bezirken 
im Jahr 2006 aus dem Vierten Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt sowie aus der zum 
1. Januar 2006 erfolgten Änderung von Art. 7 und 11 
erwachsenen Entlastungen auf die Kreisebene ergibt; 
dabei wird die dem einzelnen Bezirk zuzurechnende 
Entlastung nach der Summe der Umlagegrundlagen 
nach Art. 21 Abs. 3 Satz 2 FAG auf die Landkreise und 
kreisfreien Gemeinden aufgeteilt. 4Bei der Berechnung 
der Bezirksumlagenentlastung wird die zugunsten der 
Zuweisungsmasse für den Belastungsausgleich für das 
Jahr 2005 erfolgte Kürzung der Mittel nach Art. 15 
FAG mindernd berücksichtigt.  
(3) Stellen sich nach der Berechnung der Zuweisung 
nach Abs. 1 im Einzelfall erhebliche Unrichtigkeiten 
heraus, so wird der Ausgleich bei der Berechnung der 
Zuweisung für das nächste Haushaltsjahr  durch Kor-
rektur der dieser Berechnung zu Grunde liegenden Da-
ten vorgenommen. 
(4) 1Der Freistaat Bayern gibt seine im Jahr 2006 aus 
dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt erwachsenen Netto-Entlastungen in die 
Zuweisungsmasse nach Abs. 1. 2Die dem Freistaat 
Bayern entstandenen Entlastungen sind durch Ver-
gleich der Ist-Ausgaben des Freistaates Bayern für das 
Wohngeld im Jahr 2004 mit den Ist-Ausgaben im Jahr 
2006 zu ermitteln; dabei sind die Ist-Ausgaben des Jah-
res 2004 mit einem geeigneten Faktor fortzuschreiben, 
um die sich im Fall des Fortgeltens der früheren 
Rechtslage ergebende hypothetische Entwicklung in 
den Jahren 2005 und 2006 zu ermitteln.  3Die Entlas-
tungen vermindern sich um Mindereinnahmen infolge 
der anteiligen Belastung des Freistaates Bayern aus der 
Umschichtung für den Ausgleich-Ost (vgl. Art. 29 
und 30 des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt). 4Die Mindereinnahmen wer-
den gekürzt um den Minderbetrag bei der Schlüsselzu-
weisung, der sich dadurch ergibt, dass sich die Ver-
bundmasse nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 FAG in der je-
weils geltenden Fassung durch die Mindereinnahmen 
nach Satz 3 mindert; maßgebend für die Berechnung 
des Minderbetrags ist der Verbundzeitraum nach Art. 1 
Abs. 1 Satz 1 FAG in der jeweils geltenden Fassung. 
5Die Höhe des in die Zuweisungsmasse eingehenden 
Netto-Entlastungsbetrags des Freistaates Bayern wird 
im Staatshaushaltsplan festgelegt; dabei wird auch ein 
Abrechnungsergebnis der um den Ausgleich-Ost ver-
minderten Wohngeldentlastung im Vorjahr berücksich-
tigt. 
(5) 1Das Nähere zur Ermittlung der den Landkreisen, 
kreisfreien Gemeinden und Bezirken entstandenen Ent- 
und Belastungen und der Netto-Entlastung des Freistaa-
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tes Bayern sowie zur Verteilung und Auszahlung der 
Zuweisungsmasse an die Landkreise und kreisfreien 
Gemeinden wird durch Rechtsverordnung des Staats-
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie 
und Frauen im Einvernehmen mit den Staatsministerien 
des Innern und der Finanzen bestimmt. 2Die Berech-
nung und Festsetzung des Belastungsausgleichs obliegt 
dem Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung.“ 

4. Art. 11 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 6 wird das Komma durch einen Punkt er-
setzt. 

b) Nr. 7 wird aufgehoben. 

5. Art. 13 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 9 wird aufgehoben. 

b) Die bisherige Nr. 10 wird Nr. 9. 

§ 2 

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. August 2006 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 treten § 1 Nr. 1 sowie Nrn. 4 und 5 
mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 2007 tritt § 1 Nr. 2 
(Art. 8a AGSGB) außer Kraft.  

Der Präsident  

I.V. 

Barbara Stamm 

I. Vizepräsidentin 


